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Ein Neuling sorgt mit tiefen Preisen für viel Druck
Tourismus Im Swissever 
Hotel Zug in Lindencham 
schläft man günstiger – zum 
Unmut der Konkurrenz.

Seit Anfang April 2013 mischt das 
Lindenchamer Swissever Hotel im 
Kampf um Gäste mit. Der neue Mit-
bewerber beherbergt rund 85 Einzel- 
und Doppelzimmer sowie 45 Suiten und 
Appartements, ein Restaurant, eine Bar 
und eine Lounge. Dank Reisegruppen 
und moderaten Preisen rentiere das 
Haus und sei eine grosse Konkurrenz, 
heisst es von Seiten der anderen Zuger 
Hoteliers. Im «Swissever» werde wo 
immer möglich gespart, um möglichst 
tiefe Zimmerpreise anbieten zu können. 
So habe man beispielsweise einem Teil 
des Etagenpersonals gekündigt und es 
durch eine externe Reinigungsfirma er-
setzt. Zwar sei alles legal – aber die Ethik 
bleibe oftmals auf der Strecke.

Die Bettenzahl im Kanton hat in den 
letzten Jahren zugenommen. Das führe 
zu Dumpingpreisen und letztlich zu 
Leerständen, sagt Stefan Gareis, Direktor 
der Hotelbusiness Zug AG. «Wir müssen 
von Montag bis Donnerstag zu 85 Pro-
zent ausgelastet sein, damit unser Be-
trieb rentiert», erklärt er. Fakt sei aber, 
dass die Zuger Hotels an immer weniger 
Tagen ausgebucht seien. Mit Genugtu-
ung dürften darum einige Hoteliers 
Anfang Jahr das Scheitern des geplanten 
4-Towers Hotel & Spa in Steinhausen 
zur Kenntnis genommen haben. Im 
«4-Towers »– so war es zumindest ge-
plant – hätten in diesem Herbst 50 Zim-
mer im 4- bis 5-Sterne-Segment fertig-
gestellt sein sollen. «Das geplante Hotel 
hätte nicht rentabel geführt werden 
können», begründete Premium-World-
Sprecher Joachim Eder damals das Aus 
gegenüber unserer Zeitung.

Kanton hätte gerne mehr Betten
Die Zuger Volkswirtschaftsdirektion 

beurteilt die Bettenfrage ganz anders. 
Gianni Bomio, Generalsekretär der Zu-
ger Volkswirtschaftsdirektion, betont 
schon seit einigen Jahren: «Wir bräuch-
ten deutlich über 2000 Betten, um im 
Vergleich mit den Nachbarkantonen die 
Bedürfnisse der Wirtschaft decken zu 
können.» Denn erstens hätten die Lo-

giernächte von 2012 auf 2013 um 7 Pro-
zent zugenommen, was um einiges 
höher als der schweizerische Durch-
schnitt sei. Dies sei auch auf das Swiss-
ever Hotel Zug zurückzuführen. Das 
neue Hotel zeige zweitens, dass mehr 
Hotels auch zu mehr Logiernächten 
führten und sich nicht die bisher be-
stehenden Logiernächte auf die höhere 
Anzahl Hotels verteilen würden. «Wenn 
ich mit den vor kurzem eröffneten und 
im Bau befindlichen Hotels im Raum 
Luzern und Zürich vergleiche, könnten 
wir gut und gerne 300 weitere Hotel-
betten im Kanton Zug brauchen», er-
gänzt Bomio und sagt: «Da sind wir, 
verglichen mit den Standortkonkurren-
ten, in einer schlechteren Ausgangsla-
ge.» Ausserdem seien die Antworten der 
Firmen zu der Frage nach den vorhan-
denen Problemen im Kanton Zug immer 

gleich: «Nach dem Mangel an Fach-
kräften und an Wohnraum wird an 
dritter Stelle immer wieder das Fehlen 
von Hotelbetten genannt.» Stefan Gareis 
hat dafür wenig Verständnis: «Man muss 
klar unterscheiden zwischen einer 
Wunschliste und den wirtschaftlichen 
Realitäten.»

Und was sagt das Swissever Hotel Zug 
zum Kampf um die Gäste? Veli Yildirim, 
erst seit dem 1. Juni Chef des Linden-
chamer Hotels, äussert sich zurückhal-
tend. Er freue sich, wenn das «Swissever» 
zur letztjährigen Steigerung der Logier-
nächte im Kanton Zug habe beitragen 
können, und fügt an: «Und ich freue 
mich ganz besonders darauf, die Region, 
die Leute und meine Hotelierkollegen 
bald näher kennen lernen zu können.»

CHarLy KeISer 
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Julia Seidel vom 
Swissever Hotel 
Zug in Linden-

cham kann tiefere 
Preise anbieten als 

die Konkurrenz. 
Archivbild Stefan Kaiser

Verwechslungen mit Folgen
Zug kk. Die grössere Konkurrenz 
durch das Swissever Hotel Zug in 
Lindencham, der gestiegene Preis-
druck und damit der Kampf um die 
Gäste machen Philip C. Brunner, Chef 
des Swisshotel Zug, wenig Sorgen. 
Ihm bereitet etwas ganz anderes  
weit mehr Ärger. Sein Hotel in der 
Chollermüli in Zug wird nämlich oft 
mit dem Swissever Hotel Zug in Lin-
dencham verwechselt – wegen des 
ähnlichen Namens und des Zusatzes 
Zug.

«Wir hatten schon alle möglichen 
Verwechslungen», erklärt Brunner und 
zeigt einen Voucher mit vielen fal-

schen Angaben. Am spektakulärsten 
sei der «Swissever»-Gast aus Arabien 
gewesen, den er morgens um 3.30 Uhr 
persönlich mit dem Auto nach Lin-
dencham begleitet habe, erzählt Brun-
ner. Dies, weil er glaubhaft gemacht 
habe, dass er mit seiner Frau und 
einem kranken Kind fünf Stunden lang 
zwischen Luzern, Zürich und Zug hin 
und her gependelt sei. «Und zwar 
immer auf der Suche nach dem Qua-
lity Swisshotel Zug, Brunnmatt, Lu-
cerne.» Und Brunner ergänzt: «Ich 
hoffe sehr, dass mit dem neuen Chef 
des ‹Swissever› die Verwechslungen 
bald Vergangenheit sind.»

Eder sieht die Bundesverfassung verletzt
ParlamenT Der Zuger Stän-
derat will beim nationalen Fi-
nanzausgleich eine Obergren-
ze einführen. er macht dabei 
erstaunliche Feststellungen. 
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Zugs Ständerat Joachim Eder nimmt 
einen neuen Anlauf. Sein Ziel: das Gesetz 
über den nationalen Finanzausgleich 
(NFA) zu ändern. Konkret hat er den 
Bundesrat in einer Motion aufgefordert, 
dass der für den Ressourcenausgleich 
einzubezahlende Betrag maximal 15 Pro-
zent der im Vorjahr bei ihm generierten 
Bundessteuereinnahmen betragen darf. 
Das heisst: Eder will eine Obergrenze 
einführen. Seinen Vorstoss haben ins-
gesamt 15 Ständeräte unterzeichnet. Und 
obwohl der Bundesrat empfahl, die Mo-
tion nicht zu überweisen, wurde Eders 
Vorstoss an der gestrigen Sitzung nicht 
versenkt, sondern auf Antrag des Schwy-
zer Ständerats Alex Kuprecht an die Fi-
nanzkommission überwiesen. 

Dies war ganz im Sinne Eders, denn 
er erhofft sich davon eine vertiefte und 
vor allem «objektive Auseinanderset-
zung mit dem Begehren». Eder führt 
gegenüber unserer Zeitung noch weite-
re Gründe an: In der Finanzkommission 

könne das Anliegen ernsthaft und vor-
urteilsfrei geprüft werden. «Mein er-
fahrener Zuger Kollege Peter Bieri ist 
nicht nur Mitglied dieser Kommission, 
sondern sogar finanzpolitischer Doyen.» 
Das seien doch beste Voraussetzungen 
dafür, dass die Zuger Interessen ent-
sprechend vertreten würden.

Föderalismus gefährdet
Joachim Eder geht aber noch einen 

Schritt weiter. Er ist überzeugt, dass der 
NFA, so wie ihn der Bundesrat handhabt, 
die Bundesverfassung verletzt. Eder: «Es 
darf doch nicht sein, dass eine Verfas-
sungsbestimmung festlegt und garan-
tiert, dass die Kantone an der Bundes-
steuer partizipieren.» Der gleiche Bund 
nehme mit der Art und Weise, wie der 
Bundesrat und das Parlament mit star-
ren Formeln den NFA umsetzten, einzel-
nen Kantonen deren verfassungsmässi-
ge Anteile an der Bundessteuer voll-
ständig wieder weg oder belasse ihnen 
nur einen marginalen Teil hievon. «Eine 
Verfassung sollte in sich stimmig sein. 
Insbesondere darf nicht sein, dass Ver-
fassungsbestimmungen, ja Verfassungs-
garantien ihres Sinnes vollständig ent-
leert werden.» 

Dieses föderale und auf der Verfas-
sung beruhende Element der Zuordnung 
staatlicher Einnahmen sei für «unser 
Verständnis von Föderalismus geradezu 
zentral». Wenn es ausgehöhlt werde, 
könne dies dazu führen, «dass Kantone 
wegen der Überbeanspruchung durch 

den NFA die Steuern erhöhen müssen». 
Und dies führe wiederum dazu, dass 
die Steuerbelastung ihrer Steuerpflich-
tigen höher zu liegen käme als in Neh-
merkantonen. 

Hürden werden erhöht
Geradezu absurd für Eder ist, wenn 

ein Kanton für seinen Aufwand, den er 
für die Erhebung der Bundessteuer habe, 
im Extremfall keinen Rappen erhalte, 
«sondern sogar noch draufzahlen muss». 
Nachvollziehbar sei, dass bei solchen 

Gegebenheiten die Geberkantone be-
ginnen könnten, «ihr grundsätzlich ak-
zeptiertes Engagement für die finanz-
schwächeren Kantone zu überdenken 
und dieses schlicht als nicht mehr fair 

zu beurteilen». Wenn es so weit komme, 
brächen im föderalen Gebäude wichtige 
Steine weg.

Joachim Eder weiss, dass hinter den 
Kulissen bezüglich NFA einiges läuft. Er 
macht seine Beobachtungen an der 
Konferenz der Kantone (KdK). Die Zuger 
Regierung habe am 10. Juni beantragt, 
auf den zweiten Wirksamkeitsbericht sei 
nicht einzutreten und auf eine gemein-
same Stellungnahme sei zu verzichten. 
Wenn der Antrag auf Nichteintreten 
abgelehnt werde, sollten Minderheits-

anträge in der Stellungnahme aufgenom-
men werden, wenn diese von mindes-
tens fünf Kantonen unterstützt würden. 
Die Konferenz schlägt ihrerseits vor, dass 
es mindestens acht sein müssten. Eder: 
«Damit wird die Hürde für die Berück-
sichtigung von Minderheitsanträgen un-
nötig erhöht. Dies widerspricht auch der 
bisherigen Praxis.» Allein schon diese 
Auseinandersetzung zeige, «dass der 
Kampf zwischen den Geber- und den 
Nehmerkantonen in vollem Gange ist 
und auch im Parlament hart wird».

Druck aufrechterhalten
KanTon ft. Die Zuger Politik habe, 
so Ständerat Joachim Eder, einen kla-
ren Volksauftrag: Die Zuger Bevölke-
rung hat am 28. November 2004 den 
NFA-Bundesbeschluss wuchtig mit 
83,7 Prozent Nein-Stimmen abgelehnt. 
Der NFA belaste den Kanton seit 
Jahren unverhältnismässig und stra-
paziere die Solidarität über Gebühr. 
«Die Schmerzgrenze ist längst er-
reicht», stellt Eder fest. Deshalb müss-
ten die Politiker den Druck hochhal-
ten, vor allem auf den Bundesrat und 
gewisse Nehmerkantone. «Sanfte har-
monische Töne bringen nichts», ist er 
überzeugt. Er sei nicht Mitglied des 
diplomatischen Korps, «sondern als 

Ständerat habe ich die Interessen 
unseres Kantons zu vertreten», betont 
Joachim Eder. Nehmerkantone und 
Bundesrat bewegten sich trotz der 
Einwände der Geberkantone praktisch 
kaum.

Für Joachim Eder stehen drei Mass-
nahmen im Vordergrund: 

 " Der Härteausgleich muss aufgeho-
ben werden.

 " Die Solidarhaftung (der Geber- und 
Nehmerkantone) muss vermindert 
werden.

 " Wasserzinsen müssen bei Nehmer-
kantonen wie Wallis oder Graubünden 
berücksichtigt werden. Diese seien 
eine beträchtliche Einkommensquelle.

«Der Kampf zwischen 
den geber- und den 
nehmerkantonen  

ist in vollem gange.»
JOaCHIm eDer
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Jolanda wählt
Vroni
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AlternAtive
die Grünen ZUG


